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1. Aktuelle Herausforderungen

1.1. Der deregulierte Mensch

„Sich persönlich fit zu machen, wird nicht mehr heißen, ein starkes Ich zu entwickeln, sondern in virtuellen Beziehungen zu leben und multiple Identitäten zu pflegen“, schreibt David Bosshart, CEO des Gottlieb-Duttweiler-Instituts, des ältesten Think-Tanks der Schweiz. Der Trendforscher beschreibt den „deregulierten Menschen“ der Zukunft weiter: „Ich setze nicht mehr auf den persönlichen „Kern“ und suche ihn, sondern ich trainiere mir die Fähigkeit an, mich nicht mehr definitiv auf etwas festzulegen. Damit bleibe ich fit für neue Wege.“

In seinem Buch: „Die 10 Gebote des 21. Jahrhunderts“ nimmt der deutsche Theologe und Soziologe Reimer Gronemeyer dieses Bild auf und führt es weiter: „Erfolgreich werden künftig Menschen sein, die ohne feste Ordnung auskommen, Leute die im Chaos aufblühen. Die Sieger von morgen sind beschleunigungsfähig, ihre höchste Tugend ist ihre Orientierungslosigkeit, sie leiden nicht unter der Fragmentierung. Deregulierung ist ihr Lusterlebnis. Während die Gründergenerationen des industriellen Wohlstands auf Bodenständigkeit, Prinzipientreue, Disziplin, Geradlinigkeit und Sparsamkeit bauten, werden diese alten Tugenden heute zum Erfolgshindernis. Manager mussten bisher ordentliche Familienverhältnisse, anständige Anzüge, abgezahlte Immobilien und geputzte Autos vorweisen, wenn sie sich durchsetzen wollten. Künftig wird dieser altbackene Typ zum ökonomischen Sicherheitsrisiko. Wer  abends brav mit den Nachbarn grillt, seinen Rasen kurz hält und sich mit einer Ehe begnügt, demonstriert eine Haltung, die auf einen immobilen Charakter schließen lässt, dem man die nötige Flexibilität und Beschleunigungsfähigkeit nicht zutrauen kann. Jenes feste Ich, der prinzipienstrenge Mann und die anlehnungsbedürftige Frau, das sich auf den gelegten Schienen, die aus Familie und Arbeitsleben geformt waren, fortbewegte, fährt heute auf ein Abstellgleis. Der moderne Mensch ist nicht ein Behälter, in den stabile Tugenden eingelagert werden, sondern eher ein Knotenpunkt, durch den Erwartungen, Informationen, Entscheidungsanforderungen hindurchjagen, die zu organisieren und zu koordinieren sind. Wer auf Identität im klassischen Sinn beharrt, muss aussteigen.“
Wenn die Christliche Soziallehre das „Menschsein als Leben in Beziehung“ beschreibt, dann stellt sich mit dem Muster des „deregulierten Menschen“ natürlich die Frage, wie Ehe und Familie in Zukunft gelingen sollen.

Während bis in die 70er Jahre noch mehr als 90% der Bevölkerung heiratete und 70 – 80% in „vollständigen Familien“ lebte, wird künftig folgendes gelten:

· 50% werden unverheiratet bleiben,

· jede zweite Ehe wird geschieden werden,

· die Zahl der unehelich geborenen Kinder steigt beständig,

· jedes zweite Kind, das heute geboren wird, wird nicht in der Familie aufwachsen, in die es hineingeboren wurde.

Seit undenklichen Zeiten bildete die Familie das Grundmuster des sozialen Zusammenlebens der Menschen. Sie war ein Dach über den Generationen, unter ihm haben Kinder, Erwachsene, Alte lange Zeit gemeinsam gegessen. Unter dem Dach herrschte nicht immer Friede und Harmonie, aber es bot Schutz. Nun scheint mit dem „deregulierten Menschen“ dieses Dach zerstört. Die Ehe auf Lebenszeit ist nicht mehr selbstverständlich. Ein zweiter oder dritter Partner, eine zweite oder dritte Ehe, wenn die Kinder aus dem Gröbsten heraus sind – „Lebensabschnittspartner“ werden zur neuen Normalität. Auf der Stichflamme der Emotion kann niemand dauerhaft kochen. Wenn die Leidenschaft der rosaroten Anfangszeit erloschen ist, bleibt nicht viel. Die traditionellen Aufgaben der Familie – die Erziehung und Versorgung der ohnehin wenigen Kinder, die Pflege der Alten und Kranken – übernimmt immer mehr die Gesellschaft. Die Alten und die Kinder sind die Opfer dieser sozialen Katastrophe. Übrig geblieben sind abgeschobene Alte, konsumsüchtige Erwachsene, vernachlässigte Kinder, überstrapazierte Paarbeziehungen. Wer noch in einer Familie lebt, stöhnt unter dem Joch der Tyrannei, wer draußen ist, klagt über die Schwierigkeit, eine neue soziale Heimat zu finden.

Deregulierung kann also auch ein teures Unterfangen werden. Jene Menschen, die aus der Flexibilisierung kein Kapital zu schlagen vermögen, drohen zu kostspieligen Projekten der sozialen und polizeilichen Kontrolle zu werden. Wenn der innere Kreiselkompass traditioneller Moral, der Menschen bisher erfolgreich eingepflanzt wurde, zerbricht, wird die Frage dringlich, wie das Individuum, die Familie, die Gesellschaft „funktionieren“ soll. Soll das Gesetz des Stärkeren die Verhältnisse regeln? Soll die Polizei und die Sozialarbeit eine Gesellschaft der Beaufsichtigten garantieren? Oder soll man den sozialen Zusammenhalt als etwas Altmodisches aufgeben?
1.2. Soll ein Sozialstaat Gewinne machen?

 „Mittlerweile ist die Fähigkeit des Staates für das Wohl seiner Bürger zu sorgen, durch die Mobilität des Kapitals erschüttert worden. Länder, die ihre Sozialversicherungs- und Arbeitsgesetzgebung stark abbauen, werden bevorzugt, während andere, die den Sozialstaat aufrecht zu erhalten versuchen, das Nachsehen haben“, schreibt der bekannte Börse-Guru George Soros in seinem Buch „Die offene Gesellschaft – Für eine Reform des globalen Kapitalismus“. 
Schon im 19. Jahrhundert – am Beginn der industriellen Revolution – wurde die Idee des „Nachtwächter-Staates“ geboren. Das Selbstinteresse und der Markt sollten dafür sorgen, dass geradezu automatisch das größte Glück für die größte Zahl verwirklicht werde. Der Staat sollte in diesen Mechanismus nicht eingreifen, sondern sollte vielmehr dafür sorgen, dass der Mechanismus von Selbstinteresse und Markt nicht behindert werde. So beschreibt Pater Schasching die Anfänge des Sozialstaats, um weiter auszuführen: „Die Wirklichkeit schaute allerdings wesentlich anders aus, als die Theorie. Das Elend des Proletariats und der Aufstand der organisierten Arbeit zwangen den Staat zu ersten sozialpolitischen Maßnahmen: Arbeiterschutzgesetz, Verbot der Kinderarbeit, Schutz der Frauen.“
Während man das 20. Jahrhundert in Europa auch mit dem schrittweisen Aufbau des Sozialstaats treffend beschreiben kann, treffen Michael Reimon und Christian Felber mit ihrem „Schwarzbuch Privatisierung“ ganz entscheidende Feststellungen zum Verhältnis von Staat und Privat für das 21. Jahrhundert. 
· Die Starken profitieren: Öffentliche Betriebe tragen gesellschaftliche Verantwortung. Gewinnorientierte Konzerne tun das nicht. Übernehmen sie die Grundversorgung, tragen sie aktiv zur Schaffung einer Zwei-Klassen-Gesellschaft bei. Das erste Privatisierungsopfer ist die ländliche Bevölkerung: Nicht genug damit, dass ihr aufgrund der Handelskonzentration Nahversorger vor der Nase zusperren, es kommen auch Postämter, Nebenbahnen, Telefonzellen und Buslinien abhanden. Alle netzgebundenen Anschlüsse (Strom, Gas, Wasser, Kanal, Telefon, Internet) werden nach Privatisierungen beinahe nur noch in Ballungszentren ausgebaut.
· Ein Staat ist keine AG: „Der Staat ist ein schlechter Unternehmer“, hört man immer wieder. Aber Staaten existieren aus anderen Gründen als Aktiengesellschaften und Politiker sollten nicht versuchen, Betriebswirte zu sein. Private Krankenkassen haben nicht das geringste Interesse daran, Schwerkranken zu helfen. Im Gegenteil, jeder profitorientierte Betrieb müsste danach trachten, sie loszuwerden. Private Stromversorger haben kein Interesse an Kleinkunden mit viel Verwaltungsaufwand und wenig Umsatz. Private Rentenversicherer haben kein Interesse daran, sichere Renten zu bieten, sondern eine möglichst hohe Gewinnspanne aufzuspreizen. Gleiches gilt für private (= gewinnorientierte) Wasser- und Abwasserversorger; private Abfallentsorger usw.

· Am Ende haftet der Staat: Die Gesellschaft trägt die Kosten für all jene „Nebeneffekte“, die eine Privatisierung mit sich bringt und die früher von Öffentlichen Betrieben vermieden wurden. Höhere Arbeitslosenzahlen, mehr Sozialfälle und Umweltschäden sind offensichtliche Kostenfaktoren, aber es gibt auch gut versteckte, die man nicht in Zahlen gießen kann. Wenn private Gefängnisse weniger Geld in die Ausbildung von Insassen investieren und diesen Menschen damit keine neuen Perspektiven für die Zeit nach der Haft eröffnen – was kostet das? Welchen Preis zahlt die Gesellschaft dafür, nicht nur rein finanziell betrachtet? Die Öffentlichkeit trägt auch die Kosten für das „Rosinenpicken“ der privaten Betreiber. Darunter versteht man, dass Investoren nur die profitablen Sektoren öffentlicher Betriebe kaufen, die Verluste machenden Teile aber unverkäuflich sind. Der Politik bleibt dann die Wahl, diese Aufgaben aus Steuermitteln zu bestreiten oder ganz darauf zu verzichten.
Noch haben wir – zumindest in Europa – für den größten Teil der Bevölkerung ein „soziales Netz“ gespannt, welches z.B. Kranken- und Unfallversicherungen, Pensionsversicherungen, Arbeitslosengeld, Kinderbetreuungsgeld, Familienbeihilfe, aber auch Notstands- und Sozialhilfe umfasst. Doch die soziale Verantwortung des Staates beinhaltet mehr als die Organisation von Sozialversicherungen. Verschiedene Steuern sind ebenso ein wichtiges Element des innerstaatlichen Ausgleichs zwischen Arm und Reich wie z.B. die Förderung des Zugangs zu Bildungseinrichtungen. „Chancengleichheit und Durchlässigkeit der sozialen Schichten sind von höchster Bedeutung für einen Staat, der sich sozial nennen darf“, formulierte Lieselotte Wohlgenannt in einer Publikation der Kath. Sozialakademie.
1.3. Das Wirtschaftsleben
Die christliche Soziallehre fordert eine effiziente, menschengerechte und gesellschaftsgerechte Wirtschaft. Die Erfüllung dieser Anforderungen ist keineswegs selbstverständlich, wenn der Mensch primär als Produktionsfaktor gesehen und den Gesetzen des freien Marktes nach den Regeln einer globalen Wirtschaft unterworfen wird. Das Sozialrundschreiben von Johannes Paul II. Centesimus annus sagt es so:

„Die wirtschaftliche Freiheit (ist) nur ein Element der menschlichen Freiheit. Wenn sie sich autonom erklärt, wenn der Mensch nur mehr als Produzent bzw. Konsument von Gütern gesehen wird, dann verliert sie ihre notwendige Beziehung zum Menschen, den sie schließlich entfremdet und unterdrückt.“ (Centesimus annus, 38)

Christliche Soziallehre fragt nach den Benachteiligten und Armen bei einem solchen Wechsel des Denkmusters. Und sie fragt, ob ein Markt ohne Ethik funktionieren kann.
„Wenn der fundamentale Zweck von Wirtschaft, nämlich die Versorgung mit Gütern, zum alleinigen Sinn von Wirtschaft gedeutet wird, wird nicht nur aus einem einzigen Zweck das Ziel. Wettbewerb wird zum Wert an sich, der andere humane, ökologische, soziale und demokratische Werte verdrängt. Es kommt zu einer führungslosen Herrschaft des fundamentalen Zwecks der Wirtschaft, der sich keinem Ziel zu verantworten hat. Ökonomische Kategorien treten an die Stelle von Ethik“, schreibt der Theologe Franz Segbers.

Nicht weniger radikal formuliert der deutsche Theologe Reimer Gronemeyer eine Welt, in der ein Glaube an die Allmacht des Marktes zur ersten wirklich weltumspannenden Religion geworden ist. „Wer den Marktgesetzen widerspricht, ist schlechter dran, als ein Ketzer, denn er ist nach allgemeiner Übereinkunft ein Trottel. Der Markt, der als neue Gottheit auftritt, ist deshalb so barbarisch, weil er nicht einmal vorgibt, ein guter Gott zu sein. Er ist vielmehr die Wiederverkörperung alter Schreckensgötter. Kaltlächelnd, so muss man befürchten, wird er die in den Jahrhunderten der Aufklärung gewachsenen Ansprüche der Menschen niedertrampeln: Gerechtigkeit für einen Schmarren und Humanität als eine unzeitgemäße Sentimentalität diskreditieren.“
Mit der Jahrtausendwende finden wir uns an einer Bruchstelle zwischen den brüchig gewordenen Säulen von Familie und Staat und einer globalen Marktwirtschaft, die ihre Sesshaftigkeit aufgegeben hat und sich ohne Zögern dorthin begibt, wo sie den meisten Profit erwartet. 
2. Die „Christliche Soziallehre“ als Wertefundament

2.1. „Der Mensch ist ein Gesamtkunstwerk“
Menschenwürde / Menschenrechte

Der Kampf um die Würde und Freiheit des Menschen durchzieht die Weltgeschichte. Sie stand im Mittelpunkt des Freiheitskampfs des Proletariats am Beginn der industriellen Revolution. Sie bildet auch heute noch den Schwerpunkt in den schwierigen Auseinandersetzungen um die Würde und Rechte des Menschen in einer postindustriellen Gesellschaft, wo gegen eine drohende „allumfassende Ökonomisierung“ aller Lebensbereiche immer wieder gesagt werden muss: „Wir sind Menschen mit persönlicher Würde und unveräußerlichen Rechten und kein beliebig verfügbares „Humankapital“.

„Der Mensch in seiner konkreten historischen Situation bildet das Herz und die Seele der Soziallehre, weil die gesamte Soziallehre vom Grundsatz ausgeht, dass die Würde des Menschen unantastbar ist.“ (Vgl. Johannes Paul II: in Centesimus annus; Johannes XXIII. in Mater et magistra)
Wenn wir den Menschen in den Mittelpunkt stellen, zeigt die praktische Erfahrung sehr überzeugend: Jeder Mensch ist ein Suchender. Das Kind sucht den Schutz der Eltern; Jugendliche suchen nach der Liebe; Erwachsene suchen Arbeit und Freizeit; Bürger/innen suchen Sicherheit in der staatlichen Ordnung und gläubige Menschen Beheimatung in ihren Religionsgemeinschaften. Man könnte auch formulieren: Der Mensch ist auf Selbstverwirklichung angelegt. Er ist ein Suchender, kann auswählen, kann entscheiden, kann aber auch irren. Das alles gehört wesentlich zu dem, was man als Freiheit bezeichnet, aber auch seine Würde. Sie steht jedem Menschen zu.

“Der Mensch trägt in jedem Moment seiner Gegenwart die Ereignisse seiner Vergangenheit und die Möglichkeiten seiner Zukunft in sich. Er ist als Person nur in diesem zeitlichen Zusammenhang (Kontinuum) zu begreifen. In gleicher Weise steht der Mensch immer in einem soziokulturellen Umfeld (Land, geografische Lage, Volks- und Schichtzugehörigkeit) und in einem Beziehungsrahmen (Freunde, Familie, Beruf) … Nur so ist der Mensch als „Gesamtkunstwerk“ zu verstehen. Zwar durch sein soziales Umfeld und genetisch beeinflusst ist ein wesentlicher Anteil seines Wesens aber einmalig und macht die erlebende Person aus:“  (nach: Hilarion Petzold, 1974)

Nach dem obersten Grundsatz der Christlichen Soziallehre muss „der Mensch der Träger, Schöpfer und das Ziel aller gesellschaftlichen Einrichtungen sein.“ (Mater et magistra, 219)
Alle Menschen sind in ihrer unverwechselbaren persönlichen Eigenart verschieden, ihrem Wesen und ihrer Würde nach gleich. Die Eigenart jedes Menschen macht ihn zur Person, die frei ist, Achtung verdient und Grundrechte hat. So ist das Bemühen um die Festlegung und weltweite Verbreitung der Menschenrechte eine der wichtigsten Maßnahmen, um der unverzichtbaren Forderung der Menschenwürde zu entsprechen.
2.2. Förderung menschenwürdiger Arbeit – Decent Work

Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) hat mit „Decent Work“ eine Kampagne gestartet, die mit „Menschenwürdige Arbeit“ oder auch mit „Gute Arbeit“ übersetzt wird. Diese Kampagne wird auch vom Internationalen Gewerkschaftsbund (IGB) unterstützt.

Von den 2,8 Milliarden Erwerbstätigen auf der Welt leben 1,4 Milliarden unter dem Existenzminimum von 2 US-Dollar pro Tag. 500 Millionen Erwerbstätige leben mit weniger als 1 US-Dollar pro Tag. Arbeitslosigkeit, Zwangsarbeit und informelle, prekäre Arbeit prägen den Alltag längst nicht mehr nur in den Entwicklungs- und Schwellenländern. Auch in den Industriestaaten nehmen diese Phänomene zu.

Die Christliche Soziallehre fordert die Umsetzung und Förderung der Kernarbeitsnormen, menschenwürdiger Beschäftigungsmöglichkeiten mit ausreichendem Einkommen, sozialen Schutz im Arbeitsleben (also Schutz vor Arbeitsunfällen, gegen Risken wie Krankheit, Invalidität, Arbeitslosigkeit und Alter), sowie die Stärkung des Dialogs zwischen den Sozialpartnern.

In einem Referat zum Thema „Die Zukunft der Arbeitswelt und Soziallehre“ forderte der Kärntner Diözesanbischof Alois Schwarz das Wort Solidarität mit gewerkschaftlichem Einsatz auszubuchstabieren, ohne dabei den Menschen aus dem Blick zu verlieren. Dann zitierte er den in den USA lebenden Philosophen Frithjof Bergmann: „Für die Zukunft ist es notwendig, eine Arbeit zu finden, an die man glaubt und die man gerne tut und nicht mehr oder minder erleidet. Eine Arbeit, die erhebt statt zu erniedrigen, die belebt, statt bedrückt, die Kraft gibt, anstatt die Seele auszusaugen.“
2.3 Den Menschenrechten weltweit Geltung verschaffen

Mit der Menschenwürde ist der Einsatz für die Menschenrechte untrennbar verbunden. Eine „offene Wunde“ ist dabei die Todesstrafe, die in einigen Staaten der Welt nach wie vor verhängt und exekutiert wird. Besonders unmenschlich erscheinen dabei Urteile, wo Menschen lediglich wegen ihrer Religionszugehörigkeit, politischen oder sonstigen Überzeugung, hingerichtet werden. 

In den vergangenen Jahren entfielen über 90 Prozent aller bekannt gewordenen Hinrichtungen auf sechs Staaten: China (mit über 1.000 Exekutionen), Iran, Saudi-Arabien, Pakistan, Irak, USA. In vielen muslimischen Staaten wie z.B. Afghanistan, Iran, Pakistan, Saudi-Arabien, Somalia, Sudan, … ist die Abkehr vom islamischen Glauben noch immer mit der Todsstrafe bedroht. 

Die Europäische Union hat die vollständige Abschaffung der Todesstrafe 2004 in ihren Wertekanon erhoben und zur Aufnahmebedingung für neue Mitgliedsstaaten gemacht.

Die im Jahr 2007 mit Mehrheit erfolgte UNO-Resolution zur Abschaffung der Todesstrafe ist in allen Teilen der Welt umzusetzen und damit die Gültigkeit der Menschenrechte entscheidend auszuweiten.

3. Politische Forderungen und deren Umsetzung

3.1. Menschengerecht Wirtschaften

„Wirtschaft ist auf menschliches Leben ausgerichtet. Das bedeutet: Wirtschaft muss nicht nur sachgerecht, sondern auch menschen- und gesellschaftsgerecht sein und die Belange zukünftiger Generationen und der Umwelt mit einbeziehen.“ (Ökumenisches Sozialwort, 187)

Soziale Verantwortung von Unternehmen (CSR)

Die Europäische Union definiert in ihrem „Grünbuch“ das Drei-Säulen-Modell von Corporate Social Responsibility (CSR) als „Konzept, das davon ausgeht, dass die Gesamtperformance eines Unternehmens daran gemessen werden sollte, in welchem Maße sie beiträgt zu wirtschaftlichem Wohlstand, Umweltqualität und Sozialkapital.“ Die ökonomische Dimension zielt dabei auf langfristige Erträge aus den vorhandenen Ressourcen, die ökologische Dimension auf den schonenden Umgang mit diesen Ressourcen und der Natur allgemein und die soziale Dimension auf die Verteilungsgerechtigkeit, das heißt eine intra- und intergenerative Gerechtigkeit.

Dabei müssen drei Dimensionen der Unternehmensführung besonders beachtet werden:

· Sozial verantwortliches Handeln: Darunter fällt z.B. die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, das Angebot an Aus- und Weiterbildung, ein über gesetzliche Vorgaben hinausgehender Arbeitnehmer/innenschutz usw.

· Ökologisches Handeln: Möglichst umweltschonende Produktionsmethoden, Transportwege, Reduktion von Emissionen usw.

· Ökonomisches Handeln: Bedeutet, dass es nicht um Gewinnmaximierung um jeden Preis geht, sondern auch ein „gesundes Wachstum“ und eine regionale Einbindung des Unternehmens, um Nachhaltigkeit zu erreichen.

3.2 Selbstverantwortliche Gesellschaft

Gerade in Europa ist nach dem Fall des „Eisernen Vorhangs“ klar geworden, dass die Marktwirtschaft einen Rahmen braucht. Im Kommunismus wurde der Markt durch die Politik ersetzt, im Neo-Liberalismus unserer Tage wird die Politik durch den Markt ersetzt, und zwar in einer Totalität, die einem christlich-sozialen Verständnis von Mensch und Gesellschaft widerspricht. Ein entfesselter, irrationaler Markt und eine unkontrollierte Globalisierung schaden den Menschen nicht nur materiell, sondern auch psychisch und charakterlich, da dieses System auf grenzenloser Konkurrenz beruht. Solidarität, Gemeinschaft, Familie, lang dauernde Arbeitsbeziehungen und moralische Grundlagen der Gesellschaft gehen verloren.

Die Christliche Soziallehre widerspricht ausdrücklich der These, dass ein Mehr an Freihandel allein schon alle gesellschaftlichen Probleme lösen würde. Vielmehr bedarf es eines ordnungspolitischen Ansatzpunktes, der nicht eine Wiederholung geschichtlicher Fehler beinhaltet, ob auf der kapitalistischen oder auf der marxistischen Seite, sondern der von einer Ausgewogenheit, einem gesamtheitlichen Ansatz getragen ist und daher einen gesellschaftlichen Mehrwert einbringen kann. „Nur Dummköpfe und Besserwisser können den Menschen weismachen wollen, man könne auf Dauer Solidarität und Partnerschaft in einer Gesellschaft aufs Spiel setzen, ohne irgendwann einen politischen Preis bezahlen zu müssen“, schreibt Heiner Geissler in der Zeit. Die Alternative gibt es: Eine internationale, sozial-ökologische Marktwirtschaft mit geordnetem Wettbewerb!
„Bei der Beurteilung des freien Marktes dürfen die Ziele und Werte, die er auf gesellschaftlicher Ebene verfolgt und vermittelt, nicht außer Acht gelassen werden. Denn der Markt findet seine Berechtigung nicht in sich selbst. Es ist Sache des individuellen Gewissens und der öffentlichen Verantwortung, das richtige Verhältnis zwischen Zweck und Mittel herzustellen.“ (Centesimus annus, 41)

Trotz der grundsätzlichen Bejahung der Marktwirtschaft, fordert die Christliche Soziallehre ordnende Kräfte. Weil diese sowohl bei jedem Einzelnen wie auch beim Staat bestehen, spricht Papst Johannes Paul II. von einer „selbstverantwortlichen Gesellschaft“. Dazu gehören wesentlich auch die Sozialpartner.

Die Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft

Europa hat sich schon seit Jahrzehnten gegenüber anderen Weltregionen durch ein Europäisches Gesellschafts- und Sozialmodell unterschieden. Kernelemente dieses Europäischen Sozialmodells, welches eine offensive Wachstums-, Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik anstrebt, sind:

· Das Wahrnehmen einer gesamtgesellschaftlichen Verantwortung: Wir leben in einem „sozialen Europa“, d.h. im Zusammenspiel von Marktwirtschaft und Sozialstaat, sorgen wir für eine möglichst faire Einkommensverteilung; ausreichende Beschäftigungsmöglichkeiten in wettbewerbsfähigen Betrieben; soziale Absicherung gegen Risiken wie Krankheit, Invalidität, Arbeitslosigkeit, Alter; Unterstützung von Familien; Bildungschancen für alle; Absicherung gegen Armut; hochwertige und erschwingliche Daseinsvorsorge.

· Die Verbindung von wirtschaftlicher Dynamik und sozialem Fortschritt: Wirtschaftliche Dynamik und sozialer Fortschritt werden nicht als Gegensätze (Wettbewerbsnachteil!) gesehen, sondern als einander unterstützend. Eine soziale Marktwirtschaft verbindet Wettbewerbsfähigkeit mit sozialer Gerechtigkeit.

· Sozialer Dialog: Interessensgegensätze zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern werden in institutionalisierter Form ausgetragen (Kollektivverträge, betriebliche Mitbestimmung); die Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer werden von den Regierungen in die politische Willensbildung einbezogen.

Im neuesten Sozialpartnerpapier aus Österreich, welches im Oktober 2008 unter dem Titel „Das Europäische Sozialmodell – Die Chance nützen“ veröffentlicht wurde, bekennen sich die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu den oben genannten Punkten und wollen den sozialen Dialog weiter stärken. Starke Sozialpartner, funktionierende Kollektivvertragssysteme und ein gut funktionierender sozialer Dialog auch auf betrieblicher Ebene bieten die beste Basis für nachhaltigen wirtschaftlichen Erfolg und für eine sozial ausgewogene Entwicklung.

3.3. Für eine Ökosoziale Marktwirtschaft 

Die weltweite „Ökosoziale Marktwirtschaft“ sucht eine neue Balance. Während in der freien Marktwirtschaft die ökonomischen Interessen dominieren und es in der kapitalistischen Marktwirtschaft um die Maximierung von Kapitalrenditen geht, liegt das Ziel der Ökosozialen Marktwirtschaft in der Balance zwischen einer leistungsfreundlichen Wirtschaft, sozialer Solidarität und Schutz der Umwelt auf der Basis von Verursacherprinzip und Kostenwahrheit. Im Zusammenwirken zwischen Lissabon-Strategie für Soziales und Beschäftigung sowie der Göteborg-Strategie für Nachhaltigkeit, sind Elemente der Ökosozialen Marktwirtschaft bereits in der EU verankert. Unter dem Druck einer Globalisierung ohne fairen Ordnungsrahmen geraten allerdings unsere Sozialsysteme in Europa immer mehr unter Druck. Schrankenloser Wettbewerb und Freihandel bei völlig unvergleichbaren Bedingungen wirken destruktiv, führen zu steigender Verarmung und höherer Arbeitslosigkeit.
Die folgenden  fünf Bausteine skizzieren den Weg zu einer „Weltweiten Ökosozialen Marktwirtschaft“:
1. Baustein: Verwirklichung der weltweit vereinbarten Milleniums-Entwicklungsziele der UNO bis zum Jahr 2015

Die acht Punkte der UN-Entwicklungsziele sind mittlerweile recht bekannt: Sie reichen vom Ziel einer Halbierung der extremsten Armut, Grundschule für jedes Kind, bessere Rechte für Frauen auf dem gesamten Globus, Bewältigung der großen gesundheitlichen Herausforderungen (Kindersterblichkeit, HIV/AIDS, Malaria, Tuberkulose, Gesundheitsgefährdung der Mütter) über eine Trendwende beim Umweltschutz und Bereitstellung trinkbaren Wassers bis zum Ziel 8: Globale Entwicklungspartnerschaft.

2. Baustein: Erhöhung der Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit

Die Gesamtsumme der Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit lag 2004 bei 0,26% des Bruttonationaleinkommens (BNE) der OECD-Länder, die sich bereits 1970 verpflichtet hatten, 0,7% ihres BNE als offizielle Entwicklungshilfe zu leisten. Mit zusätzlichen 100 Milliarden Dollar für die Implementierung des Global Marshall Plans würde der Anteil auf 0,6% steigen. (Zum Vergleich: Der Irak-Krieg kostete bis Ende 2006 rund 300 Milliarden Dollar.)

3. Baustein: Finanzierung durch Besteuerung von Devisentransaktionen und Verbrauch von Ressourcen

Die Besteuerung von Devisentransaktionen – eine Art „Tobin-Tax“ – ist als globale Abgabe einzuführen, um keine Wettbewerbsverzerrungen auszulösen. Bereits eine minimale Abgabe von z.B. 0,01% würde viel bewirken, da zurzeit allein die täglichen Devisentransfers in der EU 700 Mrd. Euro betragen. Eine Steuer auf Kerosin führt im Sinne der Kostenwahrheit direkt zu einer Belastung der durch den Flugverkehr verursachten Luftverschmutzung und kann leicht erfasst werden, da der Kerosinverkauf reguliert ist.

4. Baustein: Entwicklung eines Ordnungsrahmens für die Weltwirtschaft

Eine „Global Governance“ soll zur Überwindung des globalen Marktfundamentalismus und zur Realisierung einer weltweiten ökosozialen Marktwirtschaft führen. Umfassende, internationale Standards sind Zug um Zug zu etablieren. Nur so kann die dauerhafte Unterstützung durch Gewerkschaften, die Zivilgesellschaft, aber auch von Politik und Wirtschaft erzielt werden. Die grundlegenden wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte, die weitgehend deckungsgleich sind mit den Kern-Standards der Weltarbeitsorganisation (ILO) wie z.B. Organisationsrecht, Gleichbehandlung von Mann und Frau, Verbot der Kinderarbeit usw. sind ebenso einzuhalten, wie Standards der internationalen Umwelt- und Naturschutzabkommen wie z.B. Washingtoner Artenschutzübereinkommen, Kyoto-Protokoll und Protokoll von Montreal. Erreicht werden kann die Einhaltung dieser Standards durch eine Koppelung der Mittelvergabe bei gleichzeitiger finanzieller Unterstützung.
5. Baustein: Nachhaltige statt nachholende Entwicklung – für eine gerechte Entwicklungspolitik

Um einen globalen Ordnungsrahmen zu schaffen, braucht es:

· gerechte partnerschaftliche Zusammenarbeit auf allen Ebenen

· Stärkung der Entscheidungs- und Gestaltungsmöglichkeit der Partnerländer

· Förderung von „Good Governance“ und Bekämpfung von Korruption

· Koordinierte und basisorientierte Formen der Mittelverwendung z.B. Mikrokredite und Mikrofinanzierung

· Adäquate Finanzierung

Die Bekämpfung des Elends in der Welt ist kein Almosen, sondern ein humanitärer Imperativ. So verstandene Entwicklungspolitik umfasst den Abbau der weltpolitischen und weltwirtschaftlichen Entwicklungshemmnisse ebenso wie den Aufbau einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit zur Lösung globaler Herausforderungen.

Unterstützung fairen Handels

Fairer Handel ist eine Handelspartnerschaft, die auf Dialog, Transparenz und Respekt beruht und nach mehr Gerechtigkeit im internationalen Handel strebt. Durch bessere Handelsbeziehungen und die Sicherung sozialer Rechte für benachteiligte Produzenten und Arbeiter – insbesondere in den Ländern des Südens – leistet der faire Handel einen Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung. Fairhandelsorganisationen sind aktiv damit beschäftigt, die Hersteller zu unterstützen, das Bewusstsein zu steigern und für Veränderungen bei den Regeln und dem Ausüben des konventionellen internationalen Handels zu kämpfen. Die strategische Absicht des fairen Handels besteht aus folgenden Punkten:

· Gezielt mit Herstellern und Arbeitern zusammenzuarbeiten, die an den Rand gedrängt wurden, um sie von einer sehr schwachen Position zu Sicherheit und Autarkie zu bewegen.

· Hersteller und Arbeiter als Teilhaber innerhalb ihrer eigenen Organisation zu stärken

· Sich aktiv darum zu bemühen, eine größere Rolle in der globalen Arena zu spielen, um mehr Gerechtigkeit im internationalen Handel zu erreichen.

Der faire Handel möchte Chancen für wirtschaftlich benachteiligte Produzenten schaffen. Der Preis soll im Dialog zwischen Handelspartnern festgelegt – und nicht einseitig diktiert werden. Das Arbeitsumfeld muss sicher und gesundheitsverträglich sein, wobei Kinder- und Sklavenarbeit verboten ist und Gewerkschaftsfreiheit bestehen muss. Die Gleichberechtigung von Frauen ist ebenso wie die Transparenz und die Verantwortung in der Handelsbeziehung eine Kernforderung. Ökologische Landwirtschaft wird besonders gefördert, der Aufbau von Kapazität und Know-How soll Produzenten unabhängiger machen.

Um eine weltweite ökosoziale Marktwirtschaft zu erreichen, müssen wir von einer „Zivilisation des Raubbaus“ auf eine „Zivilisation der Nachhaltigkeit“ umsteigen. 
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